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. ^ zum Vertrag vom 21. April 1964 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Kaiserreich Äthiopien 
Uber die Entschädigung für das deutsche Vermögen in Äthiopien 

Vom 21. Oktober 1965 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Zustimmungsvorschrift 

Dem in Addis-Abeba am 21. April 1964 Unterzeich¬ 
neten Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land und dem Kaiserreich Äthiopien über die Ent¬ 
schädigung für das deutsche Vermögen in Äthiopien 
wird zugestimmt. Der Vertrag wird nachstehend 
veröffentlicht. 

Artikel 2 

V erteilungs Vorschriften 
§ 1 

Der in Artikel I des in Artikel 1 bezeichneten 
Vertrages vom 21. April 1964 vereinbarte Entschä¬ 
digungsbetrag von 1 272 000 Deutsche Mark ist nach 
Maßgabe dieses Gesetzes an die nach § 2 Berech¬ 
tigten zu verteilen. Die Verteilung erfolgt auf der 
Grundlage von Schlüsselzahlen, die in entsprechen¬ 
der Anwendung der Vorschriften des Feststellungs¬ 
gesetzes über die Ersatzeinheitsbewertung und des 
§ 245 Nr. 2 des Lastenausgleichsgesetzes festzustel¬ 
len sind. Der Berechtigte erhält jeweils den Betrag, 
der zu der für ihn festgestellten Schlüsselzahl im 
Sinne des Satzes 2 in dem gleichen Verhältnis steht, 
wie der in Satz 1 bezeichnete Entschädigungsbetraq 
ZU der Summe der Schlüsselzahlen. 


§2 

Berechtigte sind die deutschen natürlichen und 
juristischen Personen, die durch die Anwendung 
der äthiopischen Feindvermögensgesetzgebung auf 
ihr in Äthiopien nach dem Gebietsstand vom 
31. Januar 1942 belegenes Vermögen Vermögens¬ 
schäden erlitten haben. 


§ 3 

(1) Die Feststellung der Schlüsselzahlen (§ 1) er¬ 
folgt nur auf Äntrag. Der Äntrag ist schriftlich 
innerhalb einer Äusschlußfrist von 6 Monaten nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes bei dem Äusqleichs- 
amt Stuttgart zu stellen. 

(2) Die Schlüsselzahl wird von dem Äusgleichs- 
amt Stuttgart durch Bescheid festgestellt. 


§ 4 

(1) Für das Feststellungsverfahren (§ 3) sind, so¬ 
weit nicht in diesem Gesetz etwas anderes bestimmt 
ist, die Vorschriften des Vierten Äbschnitts des Fest¬ 
stellungsgesetzes entsprechend anzuwenden. 

(2) über die Anfechtungsklage gegen den Be- 
sAluß des Beschwerdeausschusses entscheidet das 
Verwaltungsgericht endgültig. 

(3) Der Vertreter der Interessen des Äusgleichs- 
fonds ist an dem Verfahren nicht beteiligt. 







